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Abkiirzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

SGK-SR Kommission flir soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren

SGK-NR Kommission flir soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

WBK-SR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Standerats

BAG Bundesamt fur Gesundheit

1\ Invalidenversicherung

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

EL Erganzungsleistungen

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

KVAG Krankenversicherungsaufsichtsgesetz

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CSSS-CE Efrtnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CSEC-CE Etortnmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des

ats

OFSP Office fédéral de la santé publique

Al Assurance-invalidité

DFI Département fédéral de I'intérieur

PC Prestations complémentaires

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

LSAMal Loi sur la surveillance de I'assurance-maladie
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VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.12.2016
KAREL ZIEHLI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 31.05.2017
ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Foderativer Aufbau
Stadte, Regionen, Gemeinden

Le Conseil des Etats s'est penché sur I'invitation faite par le Conseil fédéral d'approuver
le Protocole additionnel a la Charte européenne de l'autonomie locale. Celui-ci
propose, selon les propos de la députée Maury Pasquier (ps, GE), d'ajouter "la
protection des droits de participation des citoyennes et citoyens aux affaires publiques
locales" a la Charte susmentionnée, ratifiée en 2005 par la Suisse. Ce protocole a
principalement une portée symbolique, car les communes Suisses remplissent déja les
exigences de celui-ci, et ne vise pas I'introduction de nouveaux devoirs pour la Suisse.
La signature ainsi que la ratification de ce protocole additionnel permettraient a la
Suisse, selon l'avis de la majorité de la Commission de politique extérieure du Conseil
des Etats (CPE), de consolider sa réputation en matiére de démocratie locale tout en
incitant d'autres Etats a suivre son exemple. Comme souligné par le député Minder
(indépendant, SH), le protocole n'inclut pas le droit de vote des étrangers,
contrairement & ce que craignaient certains de ses opposants. Thomas Minder releve
également I'importance de protéger la démocratie au niveau local, a I'neure ou de plus
en plus de fusions ont lieu entre communes. D'autres, comme le député Germann (udc,
SH) ne voient pas I'intérét de signer un texte n'apportant visiblement pas de plus-value.
Malgré tout, et suivant I'avis de la commission en charge du dossier, le Conseil des Etats
approuve le protocole additionnel a la Charte européenne de I'autonomie locale par 33
voix contre 6 et 2 abstentions. Le dossier passe désormais aux mains de la chambre
basse. '

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Ergénzungsleistungen (EL)

In der Sommersession 2017 behandelte der Standerat als Erstrat die Reform der
Erganzungsleistungen. Geméss Konrad Graber (cvp, LU) waren die Hauptziele der
Reform die Optimierung des Systems, die Verwendung von Eigenmitteln fur die
Altersvorsorge sowie die Reduktion der Schwelleneffekte. Dies alles solle so umgesetzt
werden, dass das Niveau der Erganzungsleistungen grundsatzlich erhalten bleibe. Da
jedoch die EL-Ausgaben sowie der Anteil des Bundes gegeniber demjenigen der
Kantone stark angestiegen seien, musse hier Gegensteuer gegeben werden. Weil die
Ergdnzungsleistungen die Schnittstelle zwischen AHV und Sozialhilfe darstellen,
missten aber die Auswirkungen von allfalligen Anderungen gut durchdacht werden,
damit zum Schluss nicht die Sozialhilfe fur die Einsparungen aufkommen mdasse. Auf
Wunsch von Josef Dittli (fdp, UR) wurde seine thematisch mit der Reform verbundene
Motion zur Starkung der Erganzungsleistungen durch klare Zuordnung der Kompetenzen
losgeldst von dieser Reform behandelt.

Der Entwurf des Bundesrates wiirde bei Bund und Kantonen zu Einsparungen von
ungefahr CHF 367 Mio. fuhren, was jedoch einigen Standeratinnen und Standeraten zu
wenig weit ging. Josef Dittli zum Beispiel erkléarte, dass die Vorlage ein erster
Optimierungsschritt  sei, danach aber noch eine weitere Reform der
Ergdnzungsleistungen folgen muisse. Paul Rechsteiner (sp, SG) betonte, dass
insbesondere die IV-Rentnerinnen und -Rentner betroffen seien, bei denen mit 45
Prozent fast die Halfte auf Ergédnzungsleistungen angewiesen sei, wahrend dieser Anteil
bei den Altersrenten nur etwa 12 Prozent betrage. Dies sei unter anderem auf den
Leistungsabbau bei der IV zurtickzuflihren.

In der Detailberatung waren vor allem die Erhdéhung der Hochstbeitrage far
anrechenbare Mietzinsen sowie die Moglichkeiten des Kapitalbezugs des
Altersguthabens umstritten. Das Thema der Mietzinsmaxima war im Nationalrat bereits
mit dem Geschéaft 14.098 diskutiert und an die SGK-NR zur Detailberatung
zurlickgewiesen worden. Diese hatte sich einverstanden erklart, dass der Stédnderat
diese Frage im Rahmen der EL-Reform behandle. Inhaltlich entschied sich der
Standerat diesbezlglich gegen je einen unter und Uber dem Vorschlag der SGK-SR
liegenden Minderheitenantrag und erhéhte die Betrage fur die Mietzinse gegenulber
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dem geltenden Recht je nach Wohnregion, die ebenfalls neu geschaffen wurden, um bis
zu 300 Franken. Auch die Zusatzbetrége fir rollstuhlgéngige Wohnungen wurden
deutlich erhéht. Eine Systeménderung bezlglich der Festlegung des Betrags fur
persoénliche Ausgaben wiinschte sich eine Minderheit Bruderer Wyss (sp, AG), welche
diese Kompetenz dem Bund Ubertragen und so die grossen kantonalen Unterschiede
beseitigen wollte. Dieser Vorschlag scheiterte jedoch am Mehrheitsantrag der SGK-SR,
welche diese Kompetenz bei den Kantonen belassen wollte. Bezlglich der Anrechnung
von Erwerbseinkommen des Ehegatten folgte der Stdnderat der SGK-SR, die im
Gegensatz zum Bundesrat nur 80 Prozent des Erwerbseinkommens anrechnen wollte,
um so einen Erwerbsanreiz zu schaffen. Insgesamt wollten aber sowohl der Bundesrat
als auch die SGK-SR die Vermogen starker berlcksichtigen und senkten daher den
Freibetrag fur Alleinstehende auf CHF 30'000 und fur Verheiratete auf CHF 50'000.
Beibehalten wurde die Regelung, wonach bei Personen, die selbst oder deren
Ehepartner in einer Eigentumswohnung respektive einem Eigenheim wohnen, nur der
CHF 112'500 Ubersteigende Wert einer Liegenschaft beim Vermdgen zu berlcksichtigen
sei. Solange eine betroffene Person oder ihr Partner also eine Liegenschaft noch
bewohnen kann, soll diese nicht verkauft werden mussen. Zudem beflrwortete die
Mehrheit des Standerats eine von der SGK-SR vorgeschlagene Verscharfung des
bundesratlichen Vorschlages bezlglich der ibernommenen Krankenkassenpramien: Der
Bundesrat hatte vorgeschlagen, dass die EL in Zukunft die tatsachliche
Krankenkassenprémie verglten solle, wenn diese tiefer zu liegen komme als die
durchschnittliche Préamie. Der Standerat beschrénkte die Vergutung der Pramien
jedoch auf die Hohe der Pramie des drittgunstigsten Krankenversicherers im Kanton
beziehungsweise in der Region. Im Anschluss an die Beratung dieses Geschafts
Uberwies der Standerat jedoch ein Postulat, das den Bundesrat beauftragte, die Folgen
eines vollstandigen Einbezuges der Krankenkassenpramien in die Berechnung der EL zu
prufen.

Besonders umstritten war die Frage, ob ein vollstdndiger oder teilweiser Kapitalbezug
des Altersguthabens fur den obligatorischen Teil der beruflichen Vorsorge im
Vorsorgefall moglich sein soll oder nicht. Diesbezliglich war man sich im burgerlichen
Lager nicht einig. Die Mehrheit der SGK-SR wollte die Wahlmdglichkeit zwischen
Kapitalbezug, Rente und Mischform streichen und fur den obligatorischen Teil nur noch
eine Rente ermoglichen. Dies darum, weil es heute mdglich sei und auch vorkomme,
dass Personen ihre Vorsorgegelder nach dem Kapitalbezug zum Beispiel verspielten
oder durch Betrigereien verléren und in der Folge auf Ergadnzungsleistungen
angewiesen seien. Moglich solle daher lediglich ein Kapitalbezug fir den Erwerb von
Wohneigentum sein. Mehrere Standerate von FDP, CVP, BDP und SVP widersprachen
dieser Ansicht und setzten sich fur Wahlfreiheit und Selbstverantwortung der Blrger
ein. Wegen einiger schwarzer Schafe sollten nicht alle Rentnerinnen und Rentner
bestraft werden - so ihr Votum. Hannes Germann (svp, SH) kritisierte dabei die
Mehrheit der burgerlichen Standerate, die sonst flr Eigenverantwortung pladierten,
hier aber von diesem Grundsatz nichts wissen wollten. Thomas Hefti (fdp, GL) reichte
einen Antrag ein, wonach zumindest die Halfte des Altersguthabens bezogen werden
kénnen solle, zog diesen aber wegen eines Formulierungsfehlers zugunsten des Antrags
Luginbihl (bdp, BE), der sich flr eine Beibehaltung des geltenden Rechts und somit der
WahlImaéglichkeit einsetzte, zurlick. Kommissionssprecher Graber rechnete daraufhin
vor, dass bereits die Erhéhung der Mietzinsmaxima die geplanten Einsparungen um CHF
200 Mio. reduziert hatte und dass mit einer Annahme des Antrags Luginbuhl gegentlber
dem aktuellen Recht kaum noch Einsparungen gemacht wirden. In der Folge lehnte der
Standerat den Antrag Luginbuhl deutlich ab. Schliesslich stellte sich die Frage, ob der
vorzeitige Kapitalbezug zur Aufnahme einer selbstandigen Erwerbstatigkeit moglich sein
solle. Hier einigte man sich auf einen Kompromissvorschlag: Das bis zum 50. Altersjahr
erwirtschaftete Kapital soll bezogen werden kénnen, da dies etwa der Halfte des
insgesamt gesparten Alterskapitals entspricht. In der Gesamtabstimmung nahm der
Standerat die Vorlage einstimmig mit 31 Stimmen bei 12 Enthaltungen an. 2
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

MOTION
DATUM: 15.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

Krankenversicherung

Im Dezember 2016 reichte Andreas Aebi (svp, BE) eine parlamentarische Initiative ein,
mit der die «bewdhrten Pramienregionen wiederhergestellt> werden sollten. Diese
waren seit der Anderung des Krankenkassenaufsichtsgesetzes 2016 nicht mehr
gesetzeskonform und mussten geandert werden. Eine Neueinteilung der
Pramienregionen aufgrund von Bezirken war jedoch auf heftige Kritik gestossen. Aebi
wollte nun eine Ruckkehr zur ehemaligen Einteilung der Pramienregionen sowie zur
Festlegung der maximalen Rabatte durch den Bundesrat - seit Inkrafttreten des
Aufsichtsgesetzes lag diese Kompetenz beim EDI - erreichen. Ende 2017 gab die SGK-
NR der |Initiative mit 17 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung Folge. Ihre
Schwesterkommission entschied sich aber Anfang 2018, lieber der Motion Germann
(svp, SH; Mo. 16.4083) zu folgen, welche sie geméass eigenen Aussagen «eng begleite». Es
sei daher nicht nétig, dass «die Schwesterkommission gesetzgeberisch aktiv» werde,
erklarte die SGK-SR und lehnte die Initiative mit 11 zu O Stimmen ab. Im Winter 2018
entschied sich die Nationalratskommission einstimmig, nicht an der |Initiative
festzuhalten, da das Anliegen mittlerweile bereits von einer Motion der
Standeratskommission aufgenommen wurde. *

Hannes Germann (svp, SH) wollte eine Abkehr von den Anderungen zur Einteilung der
Préamienregionen, wie sie im Rahmen der Revision der Verordnung Uuber die
Pramienregionen geplant wurden, erreichen. In seiner Motion «An bewahrten
Pramienregionen festhalten» vom Dezember 2016 kritisierte er, dass das EDI seit dem
Inkrafttreten des KVAG zuklnftig eigenméachtig bezuglich Pramienregionen entscheiden
kénne und diesbeziiglich einige Anderungen angekiindigt habe: Die Kosten wiirden neu
auf Bezirks- statt wie bisher auf Gemeindeebene beurteilt, Préamienregionen mussten
kiinftig mindestens 33'333 respektive (in grossen Kantonen) 66'667 Versicherte
beinhalten und in Kantonen mit weniger als 200'000 Versicherten durfe es nur noch
eine Pramienregion geben. Ein solches Vorgehen wirde jedoch einzig die
Kostenunterschiede zwischen den Gemeinden eines Bezirks ausgleichen, erklarte der
Motionar, wodurch es zu einer milliardenhohen Umverteilung komme. Davon seien
gemass Santésuisse 3 Mio. Menschen negativ betroffen. Die Kostenwahrheit oder
Transparenz steigere die Anderung jedoch nicht. Zudem gebe es in vielen Kantonen gar
keine Bezirke mehr. In seiner Motion verlangte Germann deshalb, dass fur die Einteilung
der Pramienregionen weiterhin die Kosten der Gemeinden relevant sein sollen und der
Bundesrat die maximalen Rabatte festlegen soll.

Der Bundesrat argumentierte, dass die Einteilung der Prédmienregionen nach
Gemeinden die tatsachlichen Kostenunterschiede zwischen den Regionen nicht mehr
erfasse. Das EDI sei daher gemaéss seinem Auftrag daran, die Prédmienregionen
anzupassen, wobei sich in der Vernehmlassung zur Verordnung Uuber die
Pramienregionen nur eine Minderheit der betroffenen Kantone gegen die Einteilung
nach Bezirken ausgesprochen habe. Die Bezirke als kleinste geografische Einheit fur
eine Prémienregion zu verwenden, mache Sinn, weil dadurch relativ einheitliche,
zusammenhéangende Pramienregionen gebildet werden kénnten, wahrend diese unter
Berucksichtigung der Gemeinden wild auf dem Kantonsgebiet verstreut waren. Zudem
sei die Einteilung langfristig stabil, weil einzelne schwere Krankheitsfélle in kleinen
Gemeinden nicht mehr zu einem Wechsel der Prémienregion fuhrten. Schliesslich sei
eine Einteilung auf Gemeindeebene nicht mehr moglich, weil das BAG die
entsprechenden Informationen aus Datenschutzgrinden nicht mehr erhebe. Diese
Anderungen betrédfen schliesslich nur eine Minderheit der Versicherten und fir die
meisten Betroffenen seien die Auswirkungen minimal. Ein Prozent der Versicherten
musse jedoch mit einem Pramienanstieg um mehr als 10 Prozent rechnen.

Vor der Behandlung des Geschafts im Sténderat reichte die SGK-SR einen
Ordnungsantrag ein, mit welchem sie eine Zuweisung der Motion an sich selbst
erreichen wollte. Da die Vernehmlassung zur Verordnung zum Zeitpunkt der
Konsultation noch nicht abgeschlossen gewesen war, beabsichtige die SGK-SR gemaéss
Kommissionssprecher Graber (cvp, LU), eine weitere Konsultation durchzufiihren, bei
der auch die Motion Germann behandelt werden kénne. Der Motionér hiess diesen
Vorschlag gut, verwies aber auch auf die staatspolitischen und foéderalen Bedenken,
welche die Kommission in Betracht ziehen solle. Stillschweigend nahm der Stédnderat
den Ordnungsantrag an. *
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.11.2018
ANJA HEIDELBERGER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 09.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2018 beriet das Parlament die parlamentarische Initiative fir eine
befristete Verlangerung der Zulassungsbeschrankung nach Art. 55 KVG. Zuvor hatte
sich der Bundesrat in einer Stellungnahme fiur die Vorlage ausgesprochen, weil damit
fir den Fall einer Verzdgerung bei der Anderung des KVG beziiglich der Zulassung von
Leistungserbringenden (BRG 18.047) ein Zeitraum ohne Zulassungsbeschrénkung
verhindert werden kénne. Die Detailberatung des Bundesratsgeschafts muisse jedoch
umgehend angegangen werden, betonte der Bundesrat. Im erstbehandelnden
Nationalrat erlduterten die Kommissionssprecher Nantermod (fdp, VS) und Hess (bdp,
NR) sowie Gesundheitsminister Berset noch einmal die Geschichte der
Zulassungsbeschréankung, ihre Relevanz und die Notwendigkeit einer weiteren - letzten
- Verlangerung derselben. Diskussionslos und stillschweigend genehmigte der Rat die
Vorlage in der Detailberatung und Ubergab sie mit 160 zu 1 Stimme in der
Gesamtabstimmung dem Zweitrat. Ein ahnliches Bild prasentierte sich im Standerat,
der die Initiative am folgenden Tag in der Gesamtabstimmung einstimmig mit 36 zu O
Stimmen guthiess. Auch die Schlussabstimmungen stellten keine grossen Hirden mehr
dar, mit 194 zu 1 Stimme respektive 41 zu O Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
verabschiedete das Parlament die erneute, befristete Verlangerung der
Zulassungsbeschrankung fir Arzte. Einzig Lukas Reimann (svp, SG) lehnte die
Verlangerung ab, wéhrend Hannes Germann (svp, SH) und Martin Schmid (fdp, GR) sich
ihrer Stimme enthielten. °

In der Herbstsession 2020 behandelte der Standerat das von der SGK-NR geschaffene
Paket 1a des Massnahmenpakets zur Kostendampfung im Gesundheitswesen, das die
weniger umstrittenen Teile des ersten Massnahmenpakets des Bundesrats beinhaltete.
Nachdem er ohne Gegenantrag auf die Vorlage eingetreten war, schuf er einige
Differenzen zum Erstrat.

Nur eine kleine Anderung gegentiber der nationalratlichen Version nahm der Standerat,
in Ubereinstimmung mit seiner Kommission, bei der Frage der Rechnungsstellung im
Tiers payant-System vor. Hier erganzte er stillschweigend einen Passus, wonach die
Versicherungen und die Leistungserbringenden abmachen k&énnen, dass die
Versicherung fiir die Ubermittlung der Rechnungen zustandig sein soll. Mit der
Anderung des Nationalrats, wonach die Rechnungen auch elektronisch verschickt oder
auf einem Webportal hinterlegt werden kénnen, zeigten sich die Standeratinnen und
Standerate hingegen einverstanden.

Fur deutlich mehr Diskussionen sorgte die Frage der Behandlungstarife, insbesondere
die Patientenpauschaltarife bei ambulanten Behandlungen, gemass
Kommissionssprecher Pirmin Bischof (cvp, SO) «ein Herzstlick der Vorlage». Neu sollen
gemass Bundesrat vereinbarte Patientenpauschaltarife auf einer gesamtschweizerisch
vereinbarten einheitlichen Tarifstruktur beruhen mussen, erklérte Bischof. Die Tarife
mussten zwar nicht schweizweit identisch sein, wohl aber die in der Rechnung
aufgefiihrten Teile einer Behandlung. Dies habe den Vorteil, dass die Rechnungen
gesamtschweizerisch vergleichbar seien. Nachteilig sei hingegen, dass kantonale
Differenzen in der Struktur nicht mehr moglich seien. Der Vorteil dieser Anderung liege
gemass Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) auch darin, dass man damit das Risiko einer
Mengenausweitung reduzieren kénne. «Je mehr man verrechnet, desto mehr verdient
man.» Eine Minderheit Muller (fdp, LU) beantragte, auf die Schaffung dieser
Patientenpauschalen zu verzichten. Bereits heute gebe es solche Pauschalen und sie
wirden auch bei ambulanten Behandlungen angewendet. Da sich die Behandlung aber
zwischen den verschiedenen Patientinnen und Patienten stark unterscheide, wirde
eine Vereinheitlichung zu einer Ubervergiitung von einfachen und zu einer
Untervergltung von komplizierten Fallen, welche haufig bei krénkeren und sozial
schwécheren Patientinnen und Patienten auftreten, fihren. Obwohl die Minderheit
Muller in der Kommission mit 8 zu 3 Stimmen (bei 1 Enthaltung) unterlegen war,
meldeten sich mit Brigitte Haberli-Koller (cvp, TG), Erich Ettlin (cvp, OW), Hannes
Germann (svp, SH) und Josef Dittli (fdp, UR) deutlich mehr Kommissionsmitglieder im
Namen der Minderheit zu Wort. Einen ganz anderen Aspekt der Regelung stellte
Gesundheitsminister Berset in den Mittelpunkt: Fur ihn liege der zentrale Unterschied
zur heutigen Regelung darin, dass der Bundesrat neu subsidiar eingreifen kénne, wenn
sich die Tarifpartner nicht auf eine Tarifanpassung einigen kénnten. Mit 22 zu 21
Stimmen setzte sich die Minderheit in dieser Frage jedoch knapp durch, der Sténderat
lehnte damit die Schaffung einer Patientenpauschale ab.

Eine weitere offene Frage bezlglich der Behandlungstarife betraf die Schaffung einer
nationalen Tariforganisation im ambulanten Bereich, entsprechend der Swiss DRG im
stationaren Bereich, die flr die Erarbeitung und Weiterentwicklung der Tarifstrukturen
zustandig sein sollte. Hier sei man sich mehrheitlich einig, betonte Bischof, offen sei
lediglich noch die Frage der Organisationshoheit. Solle der Bundesrat Uber die
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Organisationsform entscheiden, dabei erst eine Konsultation durchflihren oder gar nur
subsidiar zustandig sein, wenn sich die Leistungserbringenden und Versicherungen
nicht einigen kénnen? Letzteres schlug die SGK-SR vor. Bundesrat Berset stellte zudem
in seiner Antwort auf eine Frage von Charles Juillard (cvp, JU) fest, dass ausschliesslich
Tarifpartner in der Organisation vertreten sein wirden und die Kantone somit darin erst
mitwirken kénnten, wenn EFAS angenommen worden sei und die Kantone somit
ebenfalls fir die ambulante Behandlung zustandig waren. Stillschweigend folgte der
Sténderat in diesem Punkt dem Vorschlag seiner Kommission.

Ein weiterer umstrittener Aspekt der Tariffrage betraf die Finanzierung von
Rechnungsprufungen, welche die Patientenorganisationen durchfihren sollten, durch
das EDI. Die Kommissionsmehrheit wollte diesen vom Nationalrat eingefligten Punkt aus
der Vorlage streichen, eine Minderheit Carobbio Guscetti wollte ihn beibehalten.
Naturlich sollten sich Patientinnen und Patienten von externen Organisationen beraten
lassen konnen, der Bund solle sich dabei aber nicht an der Finanzierung dieser
Dienstleistung beteiligen, zumal eine solche Finanzhilfe nur eine zuséatzliche
Kontrolleinheit  bedeuten  wirden, erklarte  Kommissionssprecher  Bischof.
Minderheitensprecherin Carobbio Guscetti betonte hingegen, dass die anfangs
eingesetzte Expertengruppe einen dhnlichen Vorschlag gemacht habe und die GDK das
Anliegen unterstltze. Nicht abgeneigt gegenlber der Finanzierung zeigte sich auch
Bundesrat Berset, fur den die Massnahme nicht im Widerspruch zur Strategie des
Bundesrates stand. Mit 28 zu 13 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich der Stédnderat
aber gegen die Finanzierung aus und schuf damit eine weitere Differenz zum
Nationalrat.

Schliesslich stand noch der Experimentierartikel im Raum, geméss Bischof der «zweite
Kernartikel dieser Vorlage». Die SGK-SR wollte den nationalratlichen Vorschlag um die
Méglichkeit, experimentelle Projekte zur Férderung der Digitalisierung durchfihren zu
kénnen, ergéanzen. Streichen wollte sie hingegen Projekte zur Einschrankung der freien
Arztwahl. Eine weitere Minderheit Muller schlug indes vor, vollstandig auf den Katalog
mit moglichen Bereichen, in denen Projekte durchgefiihrt werden kdénnen, zu
verzichten. Ohne Katalog kénnten auch Projekte durchgefiuhrt werden, welche
Grundrechtseingriffe  enthielten,  erklarte  Bischof den  Widerstand  der
Kommissionsmehrheit gegen diesen Vorschlag. Die betroffenen Patientinnen und
Patienten hatten keine Mdoglichkeit, sich gegen die Projekte zu wehren.
Gesundheitsminister Berset sprach sich vehement gegen den Minderheitsantrag und
die Streichung des Katalogs aus. Der Bundesrat und die Verfassungsrechtsexperten des
Bundes seien sich einig, dass dies gegen Artikel 5 Absatz 1 der Bundesverfassung
verstosse, wonach das Recht Grundlage und Schranke staatlichen Handelns darstelle.
Damit wurden die moglichen Experimente keine Grenzen kennen. So kénnten zum
Beispiel fur die Bevolkerung eines Kantons die Halfte des Leistungskatalogs gestrichen,
die Franchise auf CHF 10'000 erhéht oder risikobezogene Pramien eingefiihrt werden.
Paul Rechsteiner (sp, SG) kritisierte des Weiteren, dass die freie Arztwahl auf der Liste
moglicher Projekte aufgefihrt sei: Die Einschréankung der freien Arztwahl sei ein
fundamentaler  Systemeingriff, ~der  Grundrechtsdimensionen  betreffe  und
entsprechend per Gesetz zu entscheiden sei. Man solle den «Akteuren im
Gesundheitswesen [nicht] per Gesetz abschliessend vorschreiben, wo sie
experimentieren konnen», betonte hingegen Minderheitensprecher Muller. Innovation
entstehe «relativ chaotisch», ergénzte Erich Ettlin (cvp, OW). Zudem kdénne ja das EDI
die Pilotprojekte bewilligen, mlsse es aber nicht. Mit diesen Argumenten setzte sich die
Kommissionsminderheit durch: Mit 23 zu 19 Stimmen sprach sich der Standerat gegen
die Einschrankung der Experimente auf einen Katalog aus. Im Anschluss bat Bischof den
Nationalrat, in seiner nachsten Sitzung diese vom Standerat geanderte Bestimmung
etwas abzuschwachen und ihr eine Ausnahme flr Grundrechtsverletzungen anzufliigen.
Mit 31 zu O Stimmen (bei 12 Enthaltungen) nahm der Standerat das Gesetz in der
Gesamtabstimmung ohne Gegenstimme an. Die Enthaltungen stammten von sechs
Mitgliedern der SP- sowie von je drei Mitgliedern der SVP- und der Griinen-Fraktion. °
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Hochschulen

BUNDESRATSGESCHAFT Im Sommer 2020 befasste sich der Stédnderat als Erstrat mit der Totalrevision des

gégﬂ&g?@ﬁ;fﬁé%ew Gesetzes liber die internationale Zusammenarbeit und Mobilitdt in der Bildung.
Hannes Germann (svp, SH) fasste als Sprecher der WBK-SR fiir das Plenum noch einmal
die wichtigsten Ziele der Totalrevision zusammen. Diese bestinden in der gezielten
Flexibilisierung der bestehenden Forderinstrumente, der grosseren Kohéarenz zwischen
diesen Instrumenten, der Schliessung inhaltlicher und formaler Licken sowie in der
Klarung einiger Begriffe. In der Detailberatung hiess die kleine Kammer die vom
Bundesrat vorgeschlagenen Gesetzesdnderungen im Grossen und Ganzen gut und nahm
nur drei kleine, von der WBK-SR eingebrachte Anderungen jeweils einstimmig an.’
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